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1. Fristen und Termine 

Steuerzahlungstermine im Oktober: 

    Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

   Überweisung (Wert- Scheck/bar  
  stellung beim Finanzamt)  

Lohn- /Kirchensteuer 12.10. 15.10. keine Schonfrist 

Umsatzsteuer 12.10. 15.10. keine Schonfrist 

 
 
Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge:  

    Fälligkeit  

    

für den Monat Oktober 28.10. 
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2. Erleichterungen bei den Mindestlohndokumentationspflichten 

Zum 1. Januar 2015 ist das neue Mindestlohngesetz in Kraft getreten. Darin wurden ausdrücklich be-

sondere Aufzeichnungspflichten für alle geringfügig Beschäftigten (mit Ausnahme der Privathaushal-

te) und die im Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz genannten Wirtschaftszweige geregelt. Für die 
Land- und Forstwirtschaft ergaben sich darüber hinaus durch den Abschluss eines allgemein verbind-

lichen Tarifvertrages besondere Aufzeichnungspflichten durch das Arbeitnehmerentsendegesetz. 

U.a. müssen Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit der Arbeitnehmer spätestens inner-

halb von 7 Tagen aufgezeichnet werden.  

Zwischenzeitlich hat das Bundesarbeitsministerium erkannt, welch bürokratisches Monster hierdurch 

geschaffen wurde. Zur Entschärfung der für die Praxis zum Teil kaum umsetzbaren Regelungen ist 

daher am 1. August 2015 eine neue Mindestlohndokumentationspflichtenverordnung in Kraft getre-

ten.  

Inhaltlich sieht die Neuregelung vor, dass die Dokumentationspflichten für mitarbeitende Familien-

angehörige (Ehegatte, eingetragener Lebenspartner, Kinder und Eltern des Arbeitgebers) entfallen. 
Bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen (Mini-Job) ist aber unverändert eine Dokumentation 

der Arbeitszeiten erforderlich. Für alle übrigen Arbeitnehmer ändern sich die Aufzeichnungsverpflich-

tungen nicht.  

Soweit das Mindestlohngesetz greift, sind im übrigen Dokumentationspflichten nur dann erforder-

lich, wenn das verstetigte regelmäßige Monatsentgelt einen Betrag von brutto 2.948 € nicht über-

schreitet, bei Beschäftigten, die schon länger als 12 Monate tätig sind, wird dieser Betrag auf 2.000 € 

brutto pro Monat reduziert. Diese Erleichterung gilt jedoch nur für die Dokumentationspflichten nach 

dem MiLoG und betrifft somit nicht die Landwirtschaft, Forstwirtschaft oder den Gartenbau. Hier 

bleibt es bei den Pflichten nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz und somit die Pflicht zur Auf-
zeichnung der Stunden auch für diese Beschäftigten.  
Quelle: Mindestlohndokumentationspflichtenverordnung vom 29. Juli 2015, http://www.bmas.de/   

 

3. Gestaltungsmöglichkeiten zum Kalenderjahresende 

Der demnächst anstehende Jahreswechsel ist ein optimaler Zeitpunkt, um steuerliche Gestaltungen 

umzusetzen. Auf betrieblicher Ebene stellt sich die Frage, ob Maßnahmen jetzt in Angriff genommen 

oder ob sie in das Wirtschaftsjahr 2016 verschoben werden sollten. Gestaltungen auf betrieblicher 
als auch auf privater Ebene sollten immer vor dem Ziel stehen, ein gleichmäßiges Einkommen zu er-

reichen, die Steuerprogression zu mildern und die Steuerbelastung sowohl für das aktuelle Jahr als 

auch für die künftigen Jahre zu optimieren. Daneben können auch Steuerstundungseffekte erzielt 

werden.  

 

a) Tipps für Unternehmer 

Grundlage für eine Steuerplanung ist eine Gewinn- bzw. Ergebnisvorschau (Planungsrechnung). Wel-

che einzelnen bilanzpolitischen Maßnahmen zu ergreifen sind, hängt davon ab, ob der Betrieb sich in 

einer Gewinn- oder Verlustsituation befindet. 

Hinweis: 
Wir erstellen für Sie kurzfristig eine Gewinn- bzw. Ergebnisvorausschau bis zum 31. Dezember 2015. 

 
Abschreibungen gezielt einsetzen 
Abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens werden zu Lasten des Gewinns abgeschrieben. 
Die Abschreibung für neu angeschaffte Wirtschaftsgüter erfolgt linear, d.h. die Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten werden gleichmäßig über die Nutzungsdauer hinweg abgeschrieben.  

Ab welchem Zeitpunkt kann abgeschrieben werden? Das ist entweder der Zeitpunkt der Anschaffung 

oder der Herstellung. Wird das Wirtschaftsgut angeschafft, ist das in der Regel dann der Fall, sobald 

nach dem Willen der Beteiligten Eigenbesitz, Gefahr, Nutzen und Lasten übergegangen sind. Im Falle 

einer Herstellung ist die Fertigstellung dann abgeschlossen, wenn das Wirtschaftsgut seiner bestim-

mungsgemäßen Verwendung zugeführt werden kann. Für den Beginn der Abschreibung ist es nicht 
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erforderlich, dass das Wirtschaftsgut bereits eingesetzt wird. Zu beachten ist der Grundsatz „pro-

rata-temporis“, d.h., dass bei unterjähriger Anschaffung die reguläre Abschreibung nur zeitanteilig - 

monatsgenau - in Anspruch genommen werden kann. 

Hinweis: 
Wer noch im alten Wirtschaftsjahr ohnehin anstehende Investitionen durchführt, kann zumindest 

zeitanteilig die Abschreibung gewinnmindernd geltend machen. 

Für kleine und mittelgroße Unternehmen gibt es unter bestimmten Voraussetzungen die Möglich-

keit, durch Sonderabschreibungen den Gewinn zu mindern. Die Sonderabschreibung beträgt immer-

hin 20 % der Anschaffungs- oder Herstellungskosten und kann im Jahr der Investition und in den fol-

genden vier Jahren abgezogen werden. Sie muss also nicht im Erstjahr verbraucht werden, sondern 
kann den Gewinn über mehrere Jahre hinweg glätten. Die reguläre Abschreibung kann zusätzlich zur 

Sonderabschreibung beansprucht werden. Die Sonderabschreibung ist eine Jahresabschreibung, d.h. 

sie wird unabhängig vom Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung für das gesamte Wirtschafts-

jahr gewährt.  

Hinweis: 
Durch vorgezogene Investitionen kann mittels Sonderabschreibung der Gewinn erheblich geschmä-

lert werden.  

Die Sonderabschreibung ist für alle beweglichen Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens zulässig. Das 

Investitionsgut muss nicht neu sein; es kann auch gebraucht erworben sein. Im Jahr der Anschaffung 

bzw. Herstellung und im nächsten Wirtschaftsjahr muss es zu mindestens 90 % im Betrieb des Steu-
erpflichtigen genutzt werden. Außerdem dürfen nur kleine und mittlere Betriebe die Sonderab-

schreibung nutzen. Der Gesetzgeber hat anhand bestimmter Größenmerkmale festgelegt, welche 

Unternehmen als klein oder mittelgroß gelten. Folgende Betriebsgrößen müssen die Unternehmen 

am Ende des Wirtschaftsjahres vor der Investition erfüllen, um die Sonderabschreibung nutzen zu 

können:  

• Der Vorjahresgewinn von Betrieben und Freiberuflern, die ihren Gewinn durch Einnahme-

Überschussrechnung ermitteln, darf nicht über 100.000 € liegen.  

• Das Betriebsvermögen bilanzierender Unternehmen darf am Ende des vorherigen Wirt-
schaftsjahres 235.000 € nicht übersteigen.   

• Bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft gilt schließlich als Grenze ein (Ersatz-) Wirt-

schaftswert von 125.000 €. Den Ersatzwirtschaftswert müssen Betriebe in den neuen Bun-

desländern beachten, allerdings nur den Anteil, der auf die Eigentumsflächen entfällt.  

Hinweis: 
Bilanzierende Betriebe können die Betriebsvermögensgrenze beeinflussen, z.B. durch Entnahmen 

oder die zielgerichtete Ausgliederung von Wirtschaftsgütern. Freiberufler können einen Wechsel der 

Gewinnermittlungsart in Betracht ziehen. Wechselwirkungen oder Übergangsgewinne sind jedoch zu 

beachten. Wie beraten Sie gerne! 

Abschreibungspotenzial gibt es auch durch geringwertige Wirtschaftsgüter, die bis zu einem Wert 

von 410 € sofort abgesetzt werden können. Dadurch kann deren vorgezogene Anschaffung das steu-

erliche Ergebnis mindern. Von der Sofortabschreibung profitieren alle beweglichen abnutzbaren An-

lagegüter, die einer selbstständigen Nutzung und Bewertung fähig sind. Alternativ zur 410 €-Regel 

gibt es auch die sog. Poolabschreibung. Dabei werden sämtliche Wirtschaftsgüter, deren Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten netto mehr als 150 € aber nicht mehr als 1.000 € betragen, in einen 

jährlichen Sammelposten eingestellt. Dieser ist pro Jahr um ein Fünftel aufzulösen. Der Unternehmer 

muss sich im Wirtschaftsjahr einheitlich entweder für die Sofortabschreibung oder für die Poolab-

schreibung entscheiden. 
Die Poolabschreibung gibt es nur bei den Gewinneinkünften, d.h. bei Einkünften aus Gewerbe, Land- 

und Forstwirtschaft oder freiberuflicher Tätigkeit. Bei Einkünften aus Vermietung und Verpachtung, 

nichtselbständiger Arbeit oder Kapitalvermögen gilt die 410 €-Regel. 
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Hinweis: 
Die Anwendung des Sofortabzugs bis 410 € ist in der Praxis überwiegend vorteilhafter. Nur in Aus-

nahmefällen, nämlich dann, wenn in einem Wirtschaftsjahr weit mehr Anlagegegenstände zwischen 

410 € und 1.000 € erworben wurden, deren Nutzungsdauer über 5 Jahren liegt, z.B. bei Büromöbeln, 

könnte die Poolabschreibung günstiger sein.  

 
Investitionsabzugsbetrag 
Ein erhebliches Gewinnminderungspotenzial bietet der Investitionsabzugsbetrag. Wer in den nächs-

ten drei Wirtschaftsjahren in bewegliches abnutzbares Anlagevermögen investieren will, kann in Hö-

he von 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten einen Investitionsabzugs-
betrag Gewinn mindernd abziehen. Das Investitionsgut ist auch dann begünstigt, wenn es gebraucht 

erworben wird. Den Investitionsabzugsbetrag dürfen Gewerbetreibende, Freiberufler und Land- und 

Forstwirte nutzen. Ähnlich wie bei der Sonderabschreibung sollen nur kleine und mittlere Betriebe 

gefördert werden, so dass auch die hierzu genannten Größenmerkmale im Abzugsjahr nicht über-

stiegen werden dürfen. Das begünstigte Investitionsgut muss noch mindestens ein Wirtschaftsjahr 

nach dem Jahr seiner Anschaffung bzw. Herstellung fast ausschließlich - d.h. zu mindestens 90 % - im 

Betrieb genutzt werden. Fahrzeuge im Betriebsvermögen, für die der Unternehmer die 1 %-Regelung 

anwendet, sind deshalb nicht begünstigt. Die Investitionsabsicht muss man dem Finanzamt nachwei-

sen. Dabei ist es aber ausreichend, wenn das Investitionsgut seiner Funktion nach benannt wird. Der 

Investitionsabzugsbetrag pro Betrieb ist der Höhe nach auf insgesamt 200.000 € begrenzt.  
Wird schließlich investiert, ist der in Anspruch genommene Investitionsabzugsbetrag Gewinn erhö-

hend hinzurechnen. Allerdings kann die Hinzurechnung vollständig kompensiert werden, indem im 

gleichen Wirtschaftsjahr eine betragsgleiche Kürzung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

aufwandswirksam vorgenommen wird.  

Wird nicht oder nicht in geplanter Höhe investiert oder gegen eine der o.g. Voraussetzungen versto-

ßen, muss der Investitionsabzugsbetrag insoweit im Jahr seines Abzugs rückgängig gemacht werden. 

Der Steuerbescheid des Abzugsjahres wird geändert.  

Folgendes Beispiel zeigt, welche Gewinnauswirkungen sich durch den Investitionsabzugsbetrag und 

die darauf folgenden Sonderabschreibungen ergeben können:  

Beispiel:  

Ein Arzt möchte für seine Praxis im Jahr 2015 ein Ultraschallgerät Wert von 60.000 € erwerben. Dafür hat er be-

reits im Jahr 2014 einen Investitionsabzugsbetrag in Höhe von 40 % der geplanten Anschaffungskosten, d.h. in 

Höhe von 24.000 €, gebildet. Im Oktober 2015 wird dann wie geplant investiert. Steuerlich wirkt sich das Ganze 

wie folgt aus:  

2014: 

Investitionsabzugsbetrag (IAB): 60.000 € x 40 % 

Gewinnminderung in 2014 

 

 

./. 24.000 € 

2015: 

Auflösung IAB 

Minderung Anschaffungskosten:  

lineare Abschreibung (monatsgenau) bei einer Nutzungsdauer von 10 Jahren: 

10 % von 36.000 € (60.000 € ./. 24.000 €) x 3/12 

Sonder-Abschreibung: 20 % von 36.000 € (60.000 € ./. 24.000 €) 

Gewinnminderung in 2015 

 

+ 24.000 € 

./. 24.000 € 

 

./. 900 € 

./. 7.200 € 

./. 8.100 € 

Gewinnauswirkung insgesamt ./. 32.100 € 

Gewinnauswirkung ohne IAB (lineare Abschreibung / Sonder-AfA) ./. 13.500 € 

 

Hinweis: 
Um einen Investitionsabzugsbetrag in Anspruch nehmen zu können, muss das Investitionsobjekt ganz 

genau bezeichnet werden. Im Rahmen einer Gesetzesänderung ist nun geplant, die Funktionsbenen-

nung für den IAB abzuschaffen. Dieser wäre dann faktisch eine freie Rücklage. Das Gesetz war zum 

Redaktionsschluss noch nicht verabschiedet. Die Änderung soll für Wirtschaftsjahre ab 2016 bzw. 

2015/2016 gelten. Wir informieren Sie, sobald das Gesetz verabschiedet wurde.  
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Bewertung des vorhandenen Vermögens 
Befinden sich im Betriebsvermögen auch Wirtschaftsgüter, die nicht planmäßig abgeschrieben wer-

den dürfen, kommt für sie eine Gewinnminderung im Wege einer Teilwertabschreibung in Betracht. 

Das betrifft vor allem unbebaute Grundstücke und Wertpapiere. Gelingt dem Unternehmer der 

Nachweis, dass sich ihr Wert dauerhaft gemindert hat, wirkt sich der Wertverlust auch ohne deren 

Verkauf steuermindernd aus. Das sollte zum Ende eines jeden Wirtschaftsjahres geprüft werden. 

Doch auch für Anlagevermögen, das planmäßig abgeschrieben wird, gibt es in solchen Fällen die 

Möglichkeit, die Teilwertabschreibung zu beanspruchen. Die Finanzverwaltung stellt allerdings recht 

hohe Anforderungen an die Anerkennung. 

Für die Wirtschaftsgüter des abnutzbaren Anlagevermögens kann von einer voraussichtlich dauern-
den Wertminderung ausgegangen werden, wenn der Wert des jeweiligen Wirtschaftsguts zum Bi-

lanzstichtag mindestens für die halbe Restnutzungsdauer unter dem planmäßigen Restbuchwert 

liegt.  

Rücklagenbildung und -auflösung 
Oftmals werden bei der Veräußerung oder beim Ausscheiden von Wirtschaftsgütern erhebliche stille 

Reserven aufgedeckt, wie etwa beim Verkauf von Grund und Boden. Die aufgedeckten stillen Reser-

ven müssen grundsätzlich versteuert werden. In bestimmten Fällen lässt sich das allerdings durch die 

Bildung von Rücklagen vermeiden. Der Gesetzgeber hat dafür bestimmte Rücklagenformen vorgese-

hen. Am gebräuchlichsten sind die Reinvestitionsrücklage und die Ersatzbeschaffungsrücklage.  

Reinvestitionsrücklagen oder sog. § 6b/§ 6c-Rücklagen können gebildet werden, wenn bestimmte 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens - wie etwa Grund und Boden, Gebäude, Aufwuchs mit dem 

dazugehörenden Grund und Boden, Anteile an Kapitalgesellschaften - veräußert werden. Der Veräu-

ßerungsgewinn muss zunächst nicht versteuert werden, sondern darf in eine steuerneutrale Rücklage 

eingestellt werden.  

Sind solche Rücklagen bereits in der Bilanz enthalten, muss abgewogen werden, ob diese ggf. zuzüg-

lich eines Zinszuschlags aufzulösen sind. Das wäre der Fall, wenn die Reinvestitionsfrist abgelaufen 

ist. Zum 31. Dezember 2015 sind davon in der Regel Rücklagen aus dem Jahr 2011 betroffen. Werden 

im laufenden Jahr Verluste erzielt, kann die Rücklage - ggf. teilweise - zum Ausgleich des Verlustes 

aufgelöst werden.  

Rücklagen für Ersatzbeschaffung können gebildet werden, wenn ein Wirtschaftsgut wegen höherer 
Gewalt, wie etwa Brand, Sturm, Hochwasser oder zur Vermeidung einer Enteignung, aus dem Be-

triebsvermögen ausgeschieden ist. Bei beweglichen Wirtschaftsgütern ist die Rücklage am Ende des 

ersten Wirtschaftsjahres nach der Bildung aufzulösen, bei Rücklagen für Grund und Boden (mit Auf-

wuchs) und Gebäuden beträgt die Frist vier Jahre, bei neu hergestellten Gebäuden sogar sechs Jahre. 

Eine Verlängerung der Frist von einem auf vier Jahre ist im Einzelfall möglich. Eine Nachverzinsung 

gibt es nicht.   

Hinweis: 
Zum Ende des Wirtschaftsjahres sollte geprüft werden, ob bereits bestehende Rücklagen auf Ersatz- 

bzw. Reinvestitionswirtschaftsgüter übertragen werden können.  

Dank einer aktuellen Entscheidung des EuGH dürfte es auch möglich sein, stille Reserven auf Reinves-

titionen in andere EU-Mitgliedstaaten zu übertragen. Es bleibt abzuwarten, wie der Gesetzgeber auf 

diese Rechtsprechung reagiert.  

 

Rückstellungen 
Rückstellungen mindern den Gewinn, indem sie künftige Ausgaben vorwegnehmen. Bei Rückstellun-

gen handelt es sich in der Regel um eine Verbindlichkeit gegenüber einem anderen, die zwar vor dem 

Bilanzstichtag wirtschaftlich verursacht wurde, hinsichtlich von Höhe und Entstehungszeitpunkt noch 

ungewiss ist. Typische Beispiele sind Rückstellungen für: 

• Buchführungs- und Abschlusskosten, 

• Aufbewahrungsverpflichtungen, 

• bestehende Urlaubsverpflichtungen,  

• Prozesskosten oder  

• Pensionszusagen.   
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Reparaturen durchführen 
Sind in Ihrem Unternehmen dringend Instandsetzungsmaßnahmen an Gebäuden, Betriebsvorrich-

tungen oder Maschinen notwendig? Dann schieben Sie diese nicht auf die lange Bank, sondern füh-

ren Sie die Reparaturen noch vor Ablauf des Wirtschaftsjahres durch. Das hat den steuerlich positi-

ven Nebeneffekt, dass die Kosten noch in diesem Jahr Gewinn mindernd geltend gemacht werden 

können. 

Wenn die Instandhaltungen nicht mehr bis zum 31. Dezember 2015 durchgeführt werden, so können 

Sie trotzdem die Kosten für das Material als Betriebsausgaben absetzen, wenn es bis zu diesem Zeit-

punkt bestellt und geliefert ist. 

Doch selbst wenn die anstehenden Reparaturmaßnahmen im aktuellen Wirtschaftsjahr nicht mehr in 
Angriff genommen werden, kommt die Bildung einer Gewinn mindernden Instandhaltungsrückstel-
lung in Betracht. Die anstehenden Instandhaltungsarbeiten müssen im nächsten Wirtschaftsjahr in 

den ersten drei Monaten erledigt werden. Die Aufwendungen dafür können dann bereits im abgelau-

fenen Wirtschaftsjahr durch die Rückstellung berücksichtigt werden. 

 
Verlustausgleichsverbot bei Kommandit-Beteiligungen beachten 
Kommanditisten sollten etwaige Verluste aus ihrer Beteiligung im Auge behalten. Droht eine Verlust-

zuweisung für das Wirtschaftsjahr 2015, können diese bei bereits negativen Kapitalkonten eventuell 

nicht oder nicht in vollem Umfang steuerlich berücksichtigt werden. Nur mit späteren Gewinnen 

kann der Verlust kompensiert werden, was aber in Einzelfällen sogar sinnvoll sein kann.  
Kommanditisten haben in der Regel mehrere Gesellschafterkonten bei der KG. Für den steuerlichen 

Verlustausgleich stehen nur diejenigen zur Verfügung, die gesellschaftsrechtlich zum Kapital gehören 

und nicht etwa Darlehenscharakter haben. Das Konto, auf dem die eingetragene Hafteinlage ver-

bucht wird, steht in der Regel uneingeschränkt zum Verlustausgleich bereit. Aber auch die weiteren 

Konten können zum Ausgleich herangezogen werden, je nachdem, ob auf ihnen auch Verluste ge-

bucht werden. Werden Sonderbetriebseinnahmen, etwa Tätigkeitsvergütungen oder Nutzungsent-

gelte für Sonderbetriebsvermögen, auf einem separaten Konto gebucht, steht dieses u.U. nicht für 

den Verlustausgleich zur Verfügung. Dann muss der Kommanditist eventuell trotz Verlustanteil seine 

Sonderbetriebseinnahmen versteuern. Einem eingeschränkten Verlustausgleich kann man jetzt noch 

entgegenwirken. Wichtig ist, dass noch vor Ablauf des Wirtschaftsjahres die Initiative ergriffen wird. 
Folgende Maßnahmen könnten sinnvoll sein: 

• Entnahmen stoppen, 

• Verzicht auf Leistungs- und Nutzungsentgelte seitens der Gesellschafter (ggf. mit Besserungs-

schein), 

• Geld- und Sacheinlagen auf Konten mit Kapitalcharakter rechtzeitig tätigen, 

• Gesellschafterdarlehen in Kapital umwandeln, 

• rechtzeitiger Wechsel der Rechtsstellung des Kommanditisten in die des Vollhafters, 

• Haftungssummenerhöhung zum erweiterten Verlustausgleich (Eintragung muss vor dem Bi-

lanzstichtag im Handelsregister erfolgt sein). 

Hinweis: 
Die angesprochenen Maßnahmen sollten auch aus wirtschaftlicher Sicht sinnvoll sein. Sprechen Sie 

uns rechtzeitig an, damit Sie Ihre Verluste als Kommanditist höchstmöglich geltend machen können! 

 

Registrierkassen 
Registrierkassen stehen häufig im Fokus der Betriebsprüfung. Der Bundesrechnungshof hat in diesem 

Zusammenhang bemängelt, dass „Manipulationen“ daran ohne weiteres möglich seien. Um eine bes-

sere Überprüfbarkeit der Kassensysteme sicher zu stellen und den Ausführungen des Bundesrech-

nungshofes gerecht zu werden, hat die Finanzverwaltung bereits im Jahr 2010 ein BMF-Schreiben auf 

den Weg gebracht, in dem die Anforderungen an moderne Kassensysteme neu geregelt werden.  

Die aufzubewahrenden Unterlagen, die mit Hilfe eines Datenverarbeitungssystems erstellt worden 

sind, müssen während der Dauer der Aufbewahrungsfrist jederzeit verfügbar, unverzüglich lesbar 

und maschinell auswertbar sein. Insbesondere müssen alle steuerlich relevanten Einzeldaten (Einzel-
aufzeichnungspflicht) einschließlich etwaiger mit dem Gerät elektronisch erzeugter Rechnungen un-

veränderbar und vollständig aufbewahrt werden. Eine Verdichtung dieser Daten oder ausschließliche 
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Speicherung der Rechnungsendsummen ist unzulässig. Ein ausschließliches Vorhalten aufbewah-

rungspflichtiger Unterlagen in ausgedruckter Form ist ebenfalls nicht ausreichend. Die digitalen Un-

terlagen und die Strukturinformationen müssen in einem auswertbaren Datenformat vorliegen. Ist 

die komplette Speicherung aller steuerlich relevanten Daten - bei der Registrierkasse insbesondere 

Journal-, Auswertungs-, Programmier- und Stammdatenänderungsdaten - innerhalb des Geräts nicht 

möglich, müssen diese Daten unveränderbar und maschinell auswertbar auf einem externen Daten-

träger gespeichert werden. Ein Archivsystem muss die gleichen Auswertungen wie jene im laufenden 

System ermöglichen. 

Hinweis: 
Soweit ein Gerät bauartbedingt den gesetzlichen Anforderungen nicht oder nur teilweise genügt, be-

anstandet es die Finanzverwaltung nicht, wenn der Steuerpflichtige dieses Gerät längstens bis zum 

31. Dezember 2016 in seinem Betrieb weiterhin einsetzt. Das setzt aber voraus, dass der Steuer-

pflichtige technisch mögliche Softwareanpassungen und Speichererweiterungen mit dem Ziel durch-

führt, die in diesem Schreiben konkretisierten gesetzlichen Anforderungen zu erfüllen.  

Bitte beachten Sie die neuen Anforderungen insbesondere bei der Neuanschaffung von Registrier-

kassen.  

 

Schuldzinsenabzug sichern 
Einzelunternehmer und Personengesellschaften können grundsätzlich ihre betrieblichen Schuldzin-

sen gewinnmindernd abziehen. Einschränkungen gibt es allerdings dann, wenn sich zum Bilanzstich-
tag Überentnahmen ergeben. Das ist der Fall, wenn die Entnahmen des laufenden Wirtschaftsjahres 

den Gewinn und die Einlagen übersteigen. Salden aus Vorjahren werden berücksichtigt. Trotz Über-

entnahmen gibt es keine Abzugsbeschränkungen für Schuldzinsen, die aus der Finanzierung von An-

lagevermögen stammen.  

Noch vor Ende des Wirtschaftsjahres können Gegenmaßnahmen ergriffen werden. Dazu muss zu-

nächst geprüft werden, ob Überentnahmen vorliegen, d.h. wie hoch der voraussichtliche Gewinn o-

der Verlust sowie die Entnahmen und Einlagen ausfallen. Überentnahmen können, soweit wirtschaft-

lich sinnvoll, durch folgende Alternativen beseitigt bzw. minimiert werden: 

• Entnahmen stoppen,  

• vor dem Bilanzstichtag Bar- und Sacheinlagen leisten, 

• Gewinne ins aktuelle Wirtschaftsjahr verlagern oder 

• zukünftig verstärkt Anlagevermögen refinanzieren. 

Hinweis: 
Gezielte Einlagen in den letzten Tagen des Wirtschaftsjahres und Wiederentnahmen in den ersten 

Tagen des neuen Jahres hat der BFH allerdings als Gestaltungsmissbrauch angesehen.  

 

Elektrofahrzeuge 
Die private Nutzung von betrieblichen Elektrofahrzeugen bzw. Fahrzeugen mit Hybridantrieb wird 

bereits (rückwirkend) seit Januar 2013 steuerlich günstiger bewertet. Dabei wird der Bruttolisten-

preis um die Batteriekosten gemindert. Bei Fahrzeugen, die noch bis zum 31. Dezember 2015 zuge-

lassen werden, beträgt die Minderung 400 €/kWh, maximal 9.000 €. Für ab 2016 angeschaffte E-

Autos sinken sowohl der Minderungsbetrag als auch der Maximalbetrag.  
 

Pauschalsteuer für Geschenke 
Geschenke, die der Unternehmer seinen Geschäftsfreunden zukommen lässt, muss der Empfänger 
grundsätzlich versteuern, entweder als Betriebseinnahme oder als geldwerten Vorteil. Oftmals wei-

sen die Betriebsprüfer die Unternehmer darauf hin, mittels Kontrollmitteilungen die Finanzämter der 

Beschenkten zu informieren, um zu prüfen, ob die Versteuerung der Geschenke korrekt erfolgt ist. 

Um das zu verhindern, bleibt dem Unternehmer oftmals nur der Weg, die Steuer für den Beschenk-

ten pauschal zu übernehmen.  

Die Pauschalierung ist für Sachzuwendungen bis maximal 10.000 € je Empfänger und Wirtschaftsjahr 

möglich. Die Pauschalsteuer beträgt 30 %. Wird der Antrag gestellt, muss die Pauschalsteuer für alle 
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in einem Wirtschaftsjahr gewährten Sachzuwendungen abgeführt werden, jedoch getrennt nach den 

Empfängerkreisen „Geschäftsfreunde“ und „eigene Arbeitnehmer“.  

Soll die Pauschalbesteuerung für das Jahr 2015 angewandt werden, so sind bestimmte Fristen zu be-

achten. Bei Geschenken an Geschäftsfreunde muss die Steuer mit der letzten Lohnsteueranmeldung 

des Wirtschaftsjahres abgeführt werden. Bei Sachzuwendungen an eigene Arbeitnehmer gilt als letz-

ter Termin die Übermittlung der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung, also der 29. Februar 2016.   

Hinweis: 
Durch die Pauschalierung erfasst werden sollen nach Rechtsprechung des BFH nur solche betrieblich 

veranlassten Zuwendungen, die beim Empfänger dem Grunde nach zu einkommensteuerbaren und 

einkommensteuerpflichtigen Einkünften führen. Durch die entsprechende steuerliche Vorschrift soll 

keine neue „achte“ Einkunftsart geschaffen werden.  

Außerdem müssen laut einer Verfügung der OFD Frankfurt Aufmerksamkeiten an Dritte, deren Wert 

40 € nicht übersteigen, nicht in die Bemessungsgrundlage für die Pauschalierung einbezogen werden. 

Da die Grenze für Aufmerksamkeiten in den Lohnsteuerrichtlinien von 40 € auf 60 € angehoben wur-

de, müsste die neue Grenze entsprechend auch für die Pauschalierung gelten. Die OFD-Verfügung 
wurde zwar noch nicht angepasst, jedoch wird hier auf die Lohnsteuerrichtlinien Bezug genommen. 

Ebenso sind Streuwerbeartikel, also Sachzuwendungen, deren Wert 10 € nicht übersteigt, in die Pau-

schalierung einzubeziehen.  

 

Arbeitslohnumwandlung und steuerfreie Gehaltsbestandteile 
Zum Ende des Kalenderjahres stehen oftmals Gehaltserhöhungen oder Sonderzahlungen an. Arbeit-

geber könnten daher prüfen, ob bzw. inwieweit diese in steuerbegünstigte Zuwendungen an den Ar-

beitnehmer umgewandelt werden können. Sie sind nicht nur steuerlich begünstigt, sondern auch in 

den meisten Fällen sozialversicherungsfrei. Für den Arbeitgeber bringt das den Vorteil, dass Lohnne-

benkosten gespart werden können.   

In den meisten Fällen sind die Zuwendungen nur dann begünstigt, wenn sie zusätzlich zum ohnehin 

geschuldeten Arbeitslohn gezahlt werden. Eine bloße Gehaltsumwandlung ist nur möglich bei Beiträ-

gen zur betrieblichen Altersvorsorge und für betriebliche Vermögensbeteiligungen. Möglich ist aller-

dings eine Umwandlung freiwilliger Sonderzahlungen, wie etwa freiwillig geleistetes Weihnachtsgeld 

oder Bonuszahlungen. 
Folgende steuerbegünstigte Zuwendungen kommen in Betracht: 

• Benzin- und Sachgutscheine bis 44 € pro Monat, 

• Sach- und Barzuwendungen zur Verbesserung des allgemeinen Gesundheitszustands und der 

betrieblichen Gesundheitsförderung bis 500 € pro Mitarbeiter und Jahr, 

• Essenmarken, 

• Zuschüsse für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte/Jobtickets, 

• Übernahme der Kinderbetreuungskosten für nicht schulpflichtige Kinder, 

• Überlassung von Handy, Smartphone, Tablet und PC. 

 

Aufmerksamkeiten 
Sachleistungen des Arbeitgebers, die auch im gesellschaftlichen Verkehr üblicherweise ausgetauscht 

werden und zu keiner ins Gewicht fallenden Bereicherung der Arbeitnehmer führen, gehören als blo-
ße Aufmerksamkeiten nicht zum Arbeitslohn. Aufmerksamkeiten sind Sachzuwendungen, z.B. Blu-

men, Genussmittel, ein Buch oder eine CD, die dem Arbeitnehmer oder seinen Angehörigen aus An-

lass eines besonderen persönlichen Ereignisses zugewendet werden. 

Aufmerksamkeiten können seit dem 01.01.2015 bis zu einem Betrag von 60 € zugewendet werden, 

zuvor durfte der Wert der Aufmerksamkeit 40 € nicht übersteigen. Geldzuwendungen gehören stets 

zum Arbeitslohn, auch wenn ihr Wert gering ist. 
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b) Tipps für (gemeinnützige) Vereine 

Gemeinnützigkeit sichern 
Gemeinnützige Körperschaften müssen darauf achten, ihre Gemeinnützigkeit nicht zu verlieren. Ge-

setzlich gibt es einige Fallstricke, die zum Verlust der Gemeinnützigkeit führen können. Folgende 

Punkte sollten geprüft werden, um ggf. noch rechtzeitig Maßnahmen ergreifen zu können: 

• Gibt ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb dem Verein das Gepräge? Wichtig ist, dass die 

Gemeinnützigkeit, d.h. die Verfolgung der ideellen Zwecke im Vordergrund steht. Es kommt 

bei der Prüfung des Gepräges nicht darauf an, welcher Bereich die meisten Einnahmen oder 

Gewinne abwirft, sondern vielmehr darauf, wie sich Personal- und Zeitaufwand auf die ein-

zelnen Bereiche verteilen. 

• Können die Vereinsgelder zeitnah für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden? Zeitnah 

ist eine Verausgabung bis zum Ende des zweiten auf das Jahr der Vereinnahmung folgenden 

Wirtschaftsjahres. Das heißt, für Mittelzuflüsse im Jahr 2015 besteht damit ein Verwen-

dungsrahmen bis 2017.  

• In Betracht kommt u.U. auch die Bildung einer freien Rücklage in Höhe von 1/3 des Über-

schusses aus der Vermögensverwaltung sowie in Höhe von 10 % der übrigen zeitnah zu ver-

wendenden Mittel. Einstellungen in die freien Rücklagen müssen zeitnah durchgeführt und in 
der Rechnungslegung klar ausgewiesen werden. Steuerbegünstigte Körperschaften können 

den Höchstbetrag für die freie Rücklage, die sie nicht ausgeschöpft haben, seit 2014 noch in 

den nächsten beiden Jahren nutzen. 

• Satzungsmäßige Rücklagen, Wiederbeschaffungsrücklagen und Rücklagen zum Erwerb von 

Gesellschaftsrechten zur Erhaltung der prozentualen Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft 

sind unverzüglich aufzulösen, wenn der Rücklagengrund entfallen ist. Die frei gewordenen 

Mittel sind innerhalb von 2 Jahren zu verwenden.  

• Die Feststellung, ob eine Körperschaft gemeinnützig ist oder nicht, erfolgt jetzt in einem ge-
sonderten Feststellungsverfahren. 

Hinweis: 
Seit dem 1. Januar 2014 gibt es neue Spendenbescheinigungen. Seit 2015 sind die neuen Bescheini-

gungen zwingend zu verwenden. Sollte noch keine Anpassung der Spendenbescheinigungen erfolgt 

sein, so ist dies unbedingt nachzuholen.  

 

Vergütungen an Ehrenamtliche und Übungsleiter 
Vergütungen an ehrenamtlich Tätige und Übungsleiter können jetzt noch geleistet werden, um die 

steuerlichen Freibeträge optimal zu nutzen. An Übungsleiter können pro Jahr 2.400 € steuerfrei ge-
zahlt werden, für alle anderen Ehrenamtlichen im Verein beträgt der Freibetrag 720 €.  

Achtung: 
Vergütungen an ehrenamtliche Vorstände sind problematisch. Nur wenn die Satzung dies ausdrück-

lich erlaubt, dürfen auch Vereinsvorstände die Ehrenamtspauschale erhalten. Sonst droht der Entzug 

der Gemeinnützigkeit.  

 

Auch für Mitglieder des Vorstands eines nicht gemeinnützigen Vereines/Verbandes schreibt das 

BGB grundsätzlich die Unentgeltlichkeit dieser Tätigkeit vor. Von dieser gesetzlichen Vorgabe können 

Vereine/Verbände nur aufgrund einer in der Satzung enthaltenen Vergütungsmöglichkeit abweichen. 

Der Vorstand kann aber weiterhin wie ein Beauftragter Ersatz seiner Auslagen erhalten.  

Zahlungen für ehrenamtliche Tätigkeiten, die nur in Auslagenersatz und einer angemessenen Ent-

schädigung für Zeitversäumnis bestehen, sind umsatzsteuerfrei. Als angemessener Betrag gelten 50 

€/Tätigkeitsstunde sowie 17.500 €/Jahr.  
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Hinweis: 
Pauschale Vergütungen fallen grundsätzlich nicht unter die Steuerbefreiung. Jedoch ist die Zahlung 

solcher pauschaler Vergütungen unschädlich, wenn die Zahlungen gemäß Vertrag/Satzung oder Be-

schluss eines laut Satzung befugten Gremiums unter Angabe einer konkreten Anzahl von Tätigkeits-

stunden pro Woche/Monat/Jahr geregelt sind und die o.g. Betragsgrenzen einhalten. Der tatsächli-

che Zeitaufwand ist glaubhaft zu machen.  

 

c) Tipps für Freiberufler 

Verlagerung von Einnahmen und Ausgaben 
Freiberufler ermitteln ihren Gewinn in der Regel nicht durch eine Bilanz sondern anhand einer Ein-

nahme-Überschussrechnung. Anders als in der Buchführung gilt hier nicht das Realisationsprinzip, 

sondern das Zufluss- und Abflussprinzip. Gewinne und Verluste können optimal durch Zahlungsverla-

gerung verschoben werden. Freiberufler haben daher größere Möglichkeiten, ihr betriebliches Ein-

kommen zu beeinflussen. Freiberufler, die im Jahr 2015 einen vergleichsweise hohen Gewinn erwirt-
schaftet haben, sollten ausstehende Rechnungen noch dieses Jahr begleichen. Zahlungseingänge 

können ins Jahr 2016 verlagert werden, indem die Rechnung erst im nächsten Jahr gestellt wird. 

Wird für das Jahr 2015 eher mit einem Verlust oder einem geringeren Überschuss gerechnet? Dann 

sollten ausstehende Rechnungen, soweit überhaupt möglich, erst im Jahr 2015 bezahlt werden. 

Rechnungen für bereits erbrachte Leistungen sollten dagegen möglichst rasch geschrieben bzw. an-

gemahnt werden.   

Hinweis: 
Sofern sich für das Jahr 2015 Verluste abzeichnen oder noch Verlustvorträge aus Vorjahren vorhan-

den sind, sollten Sie in Erwägung ziehen, geplante Veräußerungen oder Entnahmen, z.B. durch Über-

führung von Wirtschaftsgütern aus dem gewillkürten Betriebsvermögen ins Privatvermögen, umzu-

setzen. Die dabei aufgedeckten stillen Reserven können mit den Verlusten verrechnet werden, so-

dass diese unterm Strich nicht zu einer Steuerbelastung führen.   

Trotz der möglichen Einkünfteverlagerung zum Jahreswechsel muss eine Ausnahmeregel für regel-

mäßig wiederkehrende Leistungen beachtet werden. Dazu gehören v.a. Mieten, Leasingraten oder 

die Umsatzsteuer-Vorauszahlung. Solche Einnahmen oder Ausgaben müssen dem Jahr ihrer wirt-

schaftlichen Zugehörigkeit zugerechnet werden, wenn sie binnen zehn Tagen vor oder nach dem En-

de des Kalenderjahres geleistet werden. Soll bspw. bei einer guten Ertragslage die Büromiete für den 

Monat Januar 2016 ins Jahr 2015 vorgezogen werden, muss sie bereits vor dem 21. Dezember 2015 

bezahlt werden, damit sie wegen der 10-Tage-Regelung nicht doch zu den Betriebsausgaben des Jah-
res 2016 gehört.  

Hinweis: 
Da besonders Freiberufler-GbRs häufig die Gewinngrenze von 100.000 € für die Inanspruchnahme 

von Investitionsabzugsbeträgen bzw. Sonderabschreibungen übersteigen, sollte bei größerem Inves-

titionsbedarf der Wechsel zur Bilanzierung geprüft werden, wenn die Betriebsvermögensgrenze im 
Übrigen eingehalten werden kann. Dies muss jedoch sorgfältig abgewogen werden, denn es können 

anderweitige Vorteile der Einnahme-Überschussrechnung verloren gehen und ein Übergangsgewinn 

zu ermitteln sein.  

 

d) Tipps für Kapitalgesellschaften und ihre Gesellschafter 

Offenlegung des Jahresergebnisses vermeiden   
Kapitalgesellschaften müssen ihre Jahresabschlüsse spätestens ein Jahr nach Bilanzstichtag im elekt-

ronischen Bundesanzeiger veröffentlichen. Dort sind die Unternehmensdaten frei zugänglich, d.h. sie 
können von Konkurrenz, Lieferanten und Kunden eingesehen werden.  

Der Umfang der zu veröffentlichenden Daten hängt allerdings davon ab, ob es sich um eine Kleinst-, 

kleine, mittlere oder große Kapitalgesellschaft handelt. „Kleine“ Gesellschaften müssen nur eine ver-

kürzte Bilanz sowie ihren Anhang veröffentlichen, nicht jedoch Gewinn- und Verlustrechnung sowie 

die Ergebnisverwendung. Trotz verkürzter Bilanz muss aber grundsätzlich das Jahresergebnis in der 

Bilanz ausgewiesen werden. Damit diese Information nicht an die Außenwelt gelangt, können insbe-
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sondere kleine GmbH noch vor der Feststellung des Jahresabschlusses Maßnahmen ergreifen, um 

den Gewinnausweis in der Bilanz zu vermeiden.  

Durch ein neues Gesetz, das im Juli verabschiedet wurde, wurden weitere Erleichterungen für kleine 

Kapitalgesellschaften zu den zu veröffentlichenden Pflichtangaben geschaffen. Auch die Größen-

merkmale, für die Einstufung einer Kapitalgesellschaft wurden erhöht. Eine Gesellschaft gilt als 

„klein“, wenn zwei der folgenden Größenmerkmale an zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren 

nicht überschritten werden: 

•   6.000.000 € Bilanzsumme, 

• 12.000.000 € Umsatzerlöse, 

• 50 Arbeitnehmer (ohne Auszubildende). 

Hinweis: 
Kleine Gesellschaften sollten darauf achten, nicht mehr Informationen zu veröffentlichen als gesetz-
lich zwingend vorgesehen. Neben den Erleichterungen bei Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung 

gibt es auch Erleichterungen für die offenlegungspflichtigen Anhangangaben. So braucht der Anhang 

bspw. keine Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung enthalten. 

 
„Mittelgroße“ Kapitalgesellschaften dürfen keine verkürzte Bilanz einreichen und müssen außerdem 

die Gewinn- und Verlustrechnung sowie die Ergebnisverwendung offen legen. Ein Ergebnisausweis ist 

damit quasi unumgänglich.  

Hinweis: 
Auch die Grenzwerte für mittelgroße Kapitalgesellschaften wurden angehoben, nämlich auf 20 Mio. 
€ Bilanzsumme und 40 Mio. € Umsatz.  

Zukünftig ist eine fristgerechte Offenlegung des Jahresabschlusses nur noch möglich, wenn dieser 

von der Gesellschafterversammlung festgestellt wurde. Bei prüfungspflichtigen Gesellschaften muss 

der Jahresabschluss zudem abschließend geprüft sein. Es ist nicht mehr möglich, zur Fristwahrung 

ungeprüfte Jahresabschlüsse und Lageberichte einzureichen und den Bestätigungsvermerk nachzu-

reichen. 

Ende 2012 hat der Gesetzgeber eine neue Kategorie von Unternehmen in Bezug auf die Rechnungs-

legung geschaffen, die „Kleinstkapitalgesellschaften“. Auch Personengesellschaften ohne voll haf-

tende natürliche Personen (GmbH & Co. KG), die bei der Rechnungslegung Kapitalgesellschaften 

weitgehend gleichgesetzt sind, können in diese Kategorie fallen. Eine Kleinstkapitalgesellschaft liegt 

vor, wenn an zwei aufeinander folgenden Abschlussstichtagen mindestens zwei der drei folgenden 

Merkmale nicht überschritten werden: 

• 700.000 € Umsatzerlöse  

• 350.000 € Bilanzsumme  

• 10 Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt (ohne Auszubildende). 

Kleinstkapitalgesellschaften können auf einen Anhang zum Jahresabschluss verzichten, wenn sie be-

stimmte Angaben (z.B. Kredite oder Vorschüsse an Mitglieder der Geschäftsführung oder Aufsichts-

organe sowie Angaben zu Haftungsverhältnissen) unter der Bilanz ausweisen. Daneben können sie 

eine „verkürzte“ Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung mit verringerter Gliederungstiefe aufstel-

len. Sie können grundsätzlich alle für kleine Kapitalgesellschaften bestehenden Erleichterungen nut-

zen.  

Hinweis: 
Ihrer Offenlegungspflicht können Kleinstkapitalgesellschaften statt durch Veröffentlichung alternativ 

durch (elektronische) Hinterlegung beim Bundesanzeiger erfüllen. Dritte können dann nur auf Antrag 

und nach Registrierung eine Kopie der hinterlegten Unterlagen erhalten. 

Nicht nur die klassischen GmbH sind von der Offenlegungspflicht betroffen, auch GmbH & Co. KG 

müssen ihre Jahresabschlüsse beim elektronischen Bundesanzeiger einreichen. Kleine bzw. Kleinst- 

GmbH & Co. KG profitieren von den erleichterten Offenlegungspflichten. Darüber hinaus können die-

se Gesellschaftsformen relativ einfach die Position „Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag“ aus ihrer Bi-

lanz blenden. Enthält der Gesellschaftsvertrag keine Regelung, dass die Gesellschafterversammlung 

über die Verwendung des Jahresergebnisses zu beschließen hat, kann dieses den Kapitalkonten der 
Gesellschafter zugewiesen werden.  
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Vereinbarungen mit Gesellschaftern prüfen und steuerlich optimieren 
Bestehende Leistungsbeziehungen zwischen GmbH und ihren Gesellschaftern sollten in regelmäßigen 

Abständen überprüft und eventuell angepasst werden. Dazu bietet sich der anstehende Jahreswech-

sel geradezu an, denn jetzt können das Jahresergebnis noch beeinflusst und die Verhältnisse für die 

Zukunft geregelt werden.  

Im Vordergrund steht vor allem die Prüfung, ob verdeckte Gewinnausschüttungen vorliegen. Um die-

se zu vermeiden, müssen die vereinbarten Bedingungen zwischen Gesellschaft und Anteilseigner an-

gemessen sein. Hat der Gesellschafter eine beherrschende Stellung inne, so müssen die Vereinba-

rungen obendrein rechtswirksam und klar sein sowie im Voraus getroffen werden.  
Im Blickpunkt des Finanzamtes stehen bei einer Prüfung besonders die mit den Gesellschaftern abge-

schlossenen Verträge, denn sie werden besonders häufig vereinbart und bieten genügend Aufgriffs-

punkte für verdeckte Gewinnausschüttungen, z.B. 

• Anstellungs- und Tantiemeverträge,  

• Pensionszusagen,  

• Miet- und Pachtverträge, 

• Kaufverträge. 

Hinweis: 
Die Rechtsprechung im Bereich der o.g. Vertragsbeziehungen entwickelt sich ständig fort und auch 

die Finanzverwaltung ändert ihre Handhabung. Deswegen lohnt es sich, solche Verträge von uns 
überprüfen zu lassen! So können Verstöße gegen steuerliche „Spielregeln“ aufgedeckt und ggf. noch 

geheilt werden.  

In den meisten Fällen soll der Gewinn der GmbH in voller Höhe bzw. zumindest zum Teil an die Ge-

sellschafter weitergegeben werden. Dazu gibt es verschiedene Alternativen. Am beliebtesten sind 

nach wie vor Gewinnausschüttungen und Leistungsvergütungen in Form des Geschäftsführergehalts. 
Es stellt sich die Frage, welche Transferform aus steuerlicher Sicht günstiger ist. Soll der Gewinn mög-

lichst vollständig durch eine Gewinnausschüttung an den Gesellschafter gezahlt werden, ist ein 

Transfer mittels Gehaltszahlung besser oder ist eine Kombination aus beidem steuerlich am sinnvolls-

ten? Das hängt u.a. davon ab, wie hoch der persönliche Steuersatz des Gesellschafters ist. Daneben 

müssen die Risiken verdeckter Gewinnausschüttungen beachtet werden, die bei unangemessen ho-

her Vergütung drohen.  

Hinweis: 
Lassen Sie von uns prüfen, ob durch eine Anpassung des Ausschüttungs- und Vergütungsverhaltens 

die Besteuerung insgesamt optimiert werden kann! 

 
Gesellschafter-Darlehen: Verzinsung vereinbaren 
Gibt der Gesellschafter seiner GmbH ein Darlehen ohne einen Zins zu fordern, muss die GmbH die 

Verbindlichkeit grundsätzlich gewinnerhöhend abzinsen, wenn die Restlaufzeit des Darlehens am Bi-

lanzstichtag mehr als 12 Monate beträgt. Die Gewinnerhöhung kann zum Teil erheblich sein, etwa 

wenn das Darlehen eine unbestimmte Laufzeit hat. Von der Abzinsungspflicht sind auch unverzinsli-

che Darlehen mit unbestimmter Laufzeit betroffen, die eine Kündigungsfrist von 3 Monaten haben. 

Eine Abzinsung sollte vermieden werden. Dafür ist eine geringe Verzinsung, z.B. in Höhe von 1 %, 

ausreichend. Zum Jahresende sollte daher geprüft werden, ob die Vereinbarung einer Verzinsung in 

Betracht kommt.  

Hinweis:  
Der Abgeltungssteuersatz auf der Ebene des Gesellschafters gilt allerdings nicht für Kapitalerträge, 

die von einer Kapitalgesellschaft an einen Anteilseigner gezahlt werden, der zu mindestens 10 % an 

der Gesellschaft beteiligt ist. Hier kommt der individuelle Steuersatz zur Anwendung. Dies hat der 

BFH bestätigt.  

 

e) Tipps für Arbeitnehmer 

Steuerklassenkombination  
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Arbeitnehmer-Ehegatten bzw. eingetragene Lebenspartner können die Lohnsteuerklassen-

Kombinationen IV/IV, III/V oder das Faktorverfahren wählen. Das Faktorverfahren ist nur für Ehegat-

ten/eingetragene Lebenspartner vorgesehen, die beide Arbeitslohn beziehen. Bei diesem Verfahren 

ermittelt das Finanzamt aus den voraussichtlichen Arbeitslöhnen des Ehepaars/der Lebenspartner-

schaft einen Faktor. Dieser kommt beim Lohnsteuerabzug zur Anwendung und soll die Lohnsteuer 

auf beide Eheleute/Lebenspartner so verteilen, dass es im Rahmen einer späteren Veranlagung we-

der zu einer Nachforderung noch zu einer Nachzahlung seitens des Finanzamtes kommt. Dadurch soll 

besonders der geringer verdienende Ehegatte/Lebenspartner, der sonst in der Lohnsteuerklasse V 

eingereiht wäre, von Lohnsteuer entlastet werden.  

Hinweis: 
Welche Steuerklassenkombination für Ehegatten/eingetragene Lebenspartner optimal ist, hängt ent-

scheidend von deren persönlicher Situation ab. Ohne einen gesonderten Antrag erhalten Ehegat-

ten/Lebenspartner automatisch die Steuerklassenkombination IV/IV. 

Ehepaare/Lebenspartner, die das Faktorverfahren anwenden möchten, müssen das beim Finanzamt 

beantragen und dabei ihre voraussichtlichen Arbeitslöhne aus den ersten Dienstverhältnissen ange-

ben. Wir sind Ihnen dabei gerne behilflich! 

Rechnet ein Ehegatte/Lebenspartner in Kürze mit Lohnersatzleistungen, lohnt sich für ihn die Steuer-

klasse III. Lohnersatzleistungen, wie etwa Elterngeld, Arbeitslosengeld oder Kurzarbeitergeld, werden 

nach der Höhe des Nettoeinkommens berechnet. D.h., je höher das Nettoeinkommen vor Bezug der 

Lohnersatzleistung war, desto höher fällt die entsprechende Leistung aus. Hier bietet sich ggf. ein 
rechtzeitiger Wechsel der Steuerklassen an. Der andere Ehegatte/Partner muss dann aber eine höhe-

re Lohnsteuerbelastung in der Steuerklasse V in Kauf nehmen. Der Steuernachteil kann allerdings im 

Rahmen der Veranlagung wieder ausgeglichen werden.  

Hinweis: 
Die Lohnsteuerklasse können Ehegatten/Lebenspartner einmal im Jahr wechseln. Der Arbeitgeber 
muss die geänderte Steuerklasse ab dem Folgemonat der Änderung beim Lohnsteuerabzug berück-

sichtigen. Je früher der Wechsel erledigt ist, desto eher kann von möglichen Vorteilen profitiert wer-

den. 

 

Lohnsteuerliche Freibeträge beim Finanzamt beantragen 
Die lohnsteuerlichen Merkmale des Arbeitnehmers, wie etwa Steuerklasse, Kinder oder Religionszu-

gehörigkeit werden über ein elektronisches System erfasst und dem Arbeitgeber zum Abruf bereitge-

stellt (ELStAM). Das gilt auch für lohnsteuerliche Freibeträge, für dessen Erfassung das Finanzamt zu-

ständig ist. Bspw. können Sie folgende Aufwendungen beim Lohnsteuerabzug berücksichtigen lassen:  

• Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit, soweit sie den Arbeit-

nehmer-Pauschbetrag von 1.000 € übersteigen, etwa wegen Mehraufwendungen bei doppel-

ter Haushaltsführung oder Fahrtkosten,  

• Sonderausgaben - ohne Vorsorgeaufwendungen - soweit sie den Pauschbetrag von 36 bzw. 
72 € übersteigen, etwa bei abziehbaren Mitgliedsbeiträgen und Spenden, 

• außergewöhnliche Belastungen, die die zumutbare Eigenbelastung übersteigen,  

• Pauschbeträge für Behinderte, 

• Verluste aus Vermietung und Verpachtung oder anderen Einkunftsarten. 

Die Freibeträge darf das Finanzamt bei bestimmten Aufwendungen, wie etwa bei Werbungskosten, 
Sonderausgaben und außergewöhnlichen Belastungen, nur berücksichtigen, wenn sie in der Summe 

mindestens 600 € betragen. Bei den übrigen Ermäßigungsgründen, wie etwa dem Pauschbetrag für 

Behinderte oder Verluste aus anderen Einkunftsarten, muss keine Mindestgrenze überschritten wer-

den.  

Hinweis: 
Die Gültigkeit der beantragten Lohnsteuerfreibeträge wurde von einem auf zwei Jahre verlängert. Ab 

dem 1. Oktober 2015 können die Arbeitnehmer den Antrag auf Bildung eines Freibetrags für einen 

Zeitraum von längstens zwei Kalenderjahren mit Wirkung ab dem 1. Januar 2016 bei ihrem Wohnsitz-

finanzamt stellen. 
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Steuererklärungen für 2011 abgeben 
In vielen Fällen brauchen Arbeitnehmer keine Steuererklärung beim Finanzamt einreichen. Es lohnt 

sich aber trotzdem, denn damit kann man sich ggf. zu viel einbehaltene Lohnsteuer vom Fiskus zu-

rückholen. Arbeitnehmer haben dafür 4 Jahre Zeit. Steuererklärungen und Anträge auf Arbeitneh-

mer-Sparzulage für das Jahr 2011 sind spätestens bis zum 31. Dezember 2015 beim Finanzamt einzu-

reichen. 

Hinweis: 
Viele Arbeitnehmer sind ohnehin bereits zur Abgabe der Einkommensteuererklärung verpflichtet, 

bspw. wenn Ehegatten/Lebenspartner die Steuerklassenkombination III/V oder das Faktorverfahren 

gewählt haben oder wenn ein Freibetrag im Lohnsteuerabzug geltend gemacht wurde und der Ar-

beitslohn 10.700 € (Ehegatten/eingetragene Lebenspartner: 20.200 €) übersteigt. Die Abgabepflicht 

besteht aber auch dann, wenn Lohnersatzleistungen gezahlt wurden, wie etwa Kurzarbeiter-, Eltern- 

oder Arbeitslosengeld. Die Abgabefrist endet grundsätzlich am 31. Mai des Folgejahres.   

 

f) Tipps für alle Steuerpflichtigen 

Abgeltungsteuer: Antrag auf Verlustbescheinigung bis 15. Dezember prüfen 
Verluste aus Kapitalvermögen dürfen nur mit anderen positiven Kapitalerträgen, nicht jedoch mit 

anderen Einkunftsarten, wie etwa Einkünften aus Gewerbe, verrechnet werden. Eine weitere Ver-

lustausgleichsbeschränkung gibt es für Aktiengeschäfte. Diese Verluste können nur mit Gewinnen aus 

Aktienverkäufen verrechnet werden.  

Hinweis: 
Verluste aus Aktienverkäufen sind steuerlich nur dann relevant, wenn die Aktie nach dem 1. Januar 

2009 angeschafft wurde. Wurde die Aktie bereits vor diesem Stichtag erworben, sind der Verlust o-

der auch der Gewinn steuerlich unbedeutend. 

Verluste aus Kapitaleinkünften verrechnet zunächst das Kreditinstitut, das die Konten und Depots 

führt. Für jeden Kunden werden ggf. zwei Verlustverrechnungstöpfe geführt, einen für Verluste aus 

Aktienveräußerungen und den anderen für sonstige negative Erträge. Stehen den Verlusten inner-

halb des Jahres entsprechende Erträge gegenüber, werden sie mit ihnen verrechnet. Für die Erträge 

wird sodann entsprechend weniger Abgeltungsteuer einbehalten. Ist die Verlustverrechnung inner-

halb des Jahres nicht möglich, so gibt es zwei Alternativen. Entweder die Bank trägt die nicht ausge-

glichenen Verluste automatisch ins nächste Jahr vor, so dass der Anleger diese mit Erträgen des 

nächsten Jahres verrechnen kann, oder der Steuerpflichtige stellt einen Antrag auf Erteilung einer 

Verlustbescheinigung. Entscheidet sich der Steuerpflichtige für diese Alternative, löscht die Bank den 
aktuellen Verlustverrechnungstopf und erteilt ihm eine sog. Verlustbescheinigung. Auf ihr wird die 

Höhe der noch nicht verrechneten Verluste ausgewiesen. Die Verlustbescheinigung muss der Steuer-

pflichtige mit seiner Steuererklärung einreichen, damit das Finanzamt die Verluste bei der Veranla-

gung berücksichtigen kann. Grundsätzlich muss dieser Antrag bis zum 15. Dezember eines Jahres ge-

stellt werden.  

Der Antrag auf Verlustbescheinigung lohnt sich immer dann, wenn zum Ausgleich noch andere posi-

tive Kapitalerträge aus anderen Quellen, z.B. aus einem Depot bei einer anderen Bank, zur Verfügung 

stehen. Diese müssen in der Steuererklärung angegeben werden, damit das Finanzamt den Verlust-

ausgleich durchführen kann. Wenn dann immer noch ein Verlust verbleibt, wird dieser in das nächste 

Jahr vorgetragen. Eine Berücksichtigung beim Kapitalertragsteuerabzug im Folgejahr seitens der Bank 
ist für diesen noch nicht ausgeglichenen Verlust nicht möglich. 

Hinweis: 
Wir beraten Sie gerne, ob es für Sie sinnvoll ist, eine Verlustbescheinigung zu beantragen!  
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Abgeltungsteuersatz im Rahmen von Steuergestaltungen nutzen  
Bestimmte Kapitaleinkünfte, z.B. Zinsen, werden mit einem Abgeltungsteuersatz von 25 % besteuert. 
Für Steuerpflichtige mit einem höheren individuellen Steuersatz ist das recht attraktiv, Steuerpflichti-

ge mit einem geringeren persönlichen Steuersatz können im Rahmen einer Günstigerprüfung beim 

Finanzamt den günstigeren Steuersatz beantragen. Der Abgeltungsteuersatz ist aber in bestimmten 

Fällen ausgeschlossen, z.B. wenn sich nahestehende Personen Darlehen zur Erzielung von Einkünften 

gewähren. Hier soll verhindert werden, dass auf der einen Seite der volle Schuldzinsenabzug gewährt 

und auf der anderen Seite die Zinsen begünstigt besteuert werden. 

Demgegenüber hat der BFH entschieden, dass auch bei der Darlehensgewährung an Angehörige 

durchaus der Steuersatz von 25 % Anwendung finden kann, wenn der Darlehensvertrag einem 
Fremdvergleich standhält, selbst wenn eine Besicherung oder eine Regelung über eine Vorfälligkeits-

entschädigung fehlt. Dies gelte auch dann, wenn aufgrund des Steuersatzgefälles bei dem Gläubiger 

und Schuldner der Kapitalerträge ein Gesamtbelastungsvorteil entsteht. Hierbei ist neben dem Inte-

resse des Schuldners an der Erlangung zusätzlicher finanzieller Mittel außerhalb einer Bankfinanzie-

rung auch dem Interesse des Gläubigers an einer gut verzinslichen Geldanlage, zu berücksichtigen. 

Diese Rechtsprechung wird auch von der Verwaltung anerkannt. 

Hinweis: 
In den meisten Fällen sollte der Abgeltungssteuersatz bei Darlehen unter Angehörigen Anwendung 

finden können. Zwischenzeitlich hat der BFH jedoch entschieden, dass bei einem Darlehen unter Ehe-

leuten, bei welchem ein Ehepartner finanziell von dem anderen abhängig ist, der Abgeltungsteuer-

satz nicht anzuwenden ist. Es muss also der jeweilige Einzelfall beurteilt werden. 

Wir unterstützen Sie gerne bei der Ausgestaltung eines Darlehensvertrages mit Ihren Angehörigen.     

 

Verbilligte Vermietung: Höhe der Miete prüfen und ggf. anpassen 
Die Vermietung an Angehörige erfolgt in der Regel zu einem günstigen Mietpreis. Vermieter müssen 

allerdings beachten, dass sie nicht zu günstig vermieten, denn sonst unterstellt das Finanzamt eine 

teilentgeltliche Vermietung und erkennt nur einen Teil der Kosten steuerlich an. Laut Gesetz ist von 

einer vollentgeltlichen Vermietung auszugehen, wenn die vereinbarte Miete bei mindestens 66 % der 

Marktmiete liegt. Liegt sie darunter, muss der Vermieter die Kürzung der Werbungskosten hinneh-

men. Hilfreich sind hier Mietpreisspiegel.  

Hinweis: 
Vermieter sollten am Jahresende prüfen, wie sich die aktuelle Markmiete entwickelt hat. Ggf. be-

steht Anpassungsbedarf. Auch die Vertragsgestaltung und -durchführung sollte hinsichtlich der 

Fremdüblichkeit unter die Lupe genommen werden, denn Verträge mit Angehörigen prüft das Fi-

nanzamt sehr genau. Wir unterstützen Sie dabei gerne! 

 
Steuerabzüge für haushaltsnahe Dienstleistungen/Handwerkerleistungen optimieren 
Haushaltsnahe Dienstleistungen, Mini-Jobs im Privathaushalt und Handwerkerleistungen werden 

steuerlich durch einen direkten Steuerabzug gefördert. Die folgende Übersicht gibt die aktuellen Ab-

zugsbeträge wieder:   
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Begünstigte Aufwendungen Abzugshöchstbetrag 

Mini-Jobs im Privathaushalt  maximal steuerbegünstigt 2.550 € 

Steuerermäßigung 20 % 

maximaler Steuerabzug 510 € 

Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung im Haushalt, 

haushaltsnahe Dienstleistungen, haushaltsnahe Pflegedienst- 

und Betreuungsleistungen für Pflegebedürftige, Heimunter-

bringung 

maximal steuerbegünstigt 20.000 € 

Steuerermäßigung 20 % 

maximaler Steuerabzug 4.000 € 

Handwerkerleistungen maximal steuerbegünstigt 6.000 € 

Steuerermäßigung 20 % 

maximaler Steuerabzug 1.200 € 

 

Die hier beschriebenen Abzugsbeträge können nebeneinander steuerlich geltend gemacht werden, 

aber nicht für ein und dieselbe Dienstleistung. Leben Ehegatten in einer gemeinsamen Wohnung, 

dürfen sie die Abzugsbeträge haushaltsbezogen nur einmal abziehen. Haushaltsnahe Dienstleistun-

gen müssen von den Handwerkerleistungen unterschieden werden, da für beide ein gesonderter Ab-
zug in Betracht kommt: 

• Zu den haushaltsnahen Dienstleistungen gehören die Tätigkeiten, die gewöhnlich durch Mit-

glieder des privaten Haushalts erledigt werden und in regelmäßigen (kürzeren) Abständen 

anfallen. Das sind z.B. die Kosten für einen Pflegedienst, Wohnungsreinigung, Gartenpflege-

arbeiten oder Fensterputzer. Begünstigt sind auch Umzugskosten. Ebenso können Mieter 

oder Inhaber von Eigentumswohnungen die Steuerermäßigung für Dienstleistungen am Ge-

meinschaftseigentum, wie etwa für Gartenpflege und Hausmeister, abziehen. Die entspre-

chenden Arbeiten müssen dazu in der Jahresabrechnung gesondert aufgeführt oder durch 

eine Bescheinigung des Vermieters/ Verwalters nachgewiesen werden.   

• Begünstigte Handwerkerleistungen sind alle Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisie-

rungsarbeiten, wie etwa Tapezier-, Maler-, Sanitär-, Fliesenleger- oder Maurerarbeiten. Bei 

Handwerkerleistungen sind stets nur die Arbeits-, Fahrt- und Maschinenkosten begünstigt. 

Materialkosten bleiben unberücksichtigt. 

Hinweis:  
Kosten des Schornsteinfegers waren bis Ende 2013 voll abzugsfähig. Ab 2014 muss die Rechnung in 

begünstigte Arbeiten und vermeintlich nicht begünstigte Prüfungsarbeiten (Feuerstättenschau, Ab-

gasmessung) aufgeteilt werden - so zumindest die Auffassung der Finanzverwaltung. Mittlerweile hat 

der BFH bei der Dichtheitsprüfung einer Abwasserleitung das Vorliegen einer Handwerkerleistung al-

lerdings bejaht. Unseres Erachtens muss dies ebenso für die Prüfungsarbeiten der Schornsteinfeger 

gelten. Gegen Einkommensteuerbescheide, in denen Prüfungsarbeiten nicht als Handwerkerleistun-

gen anerkannt wurden, sollte daher in jedem Fall Einspruch eingelegt werden. Wir unterstützen Sie 

hier gerne.   
Auch Handwerker- und haushaltsnahe Dienstleistungen die jenseits der Grundstücksgrenzen auf öf-

fentlichem Gelände erbracht werden, wie Hausanschlusskosten oder das Räumen und Kehren des 

Gehweges, sind nach BFH Rechtsprechung begünstigt, sofern diese eine hinreichende Nähe zur 

Haushaltsführung aufweisen bzw. damit im Zusammenhang stehen.  

Vereinbaren Angehörige, die in einem Haushalt zusammenleben, ein hauswirtschaftliches Beschäfti-
gungsverhältnis, wird es steuerlich nicht anerkannt. Lebt der Angehörige in seinem eigenen Haushalt, 

muss die Vereinbarung fremdüblich sein.  

Der Steuerabzug ist an verschiedene Bedingungen geknüpft. So muss der Steuerpflichtige eine Rech-

nung erhalten haben und die Zahlung unbar auf das Empfängerkonto leisten. Für geringfügige Be-

schäftigungsverhältnisse gilt als Nachweis die Bescheinigung der Minijob-Zentrale.  
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Hinweis: 
Prüfen Sie jetzt, ob Sie die jeweiligen Höchstbeträge für das laufende Kalenderjahr schon ausge-

schöpft haben. Ist das bereits der Fall, können anstehende Dienst- und Handwerkerleistungen even-

tuell auf das nächste Jahr verschoben werden. Ist der Höchstbetrag noch nicht erreicht, könnten 

bspw. Handwerker noch jetzt beauftragt werden, so dass die Leistung bis zum Jahreswechsel er-
bracht wurde und die Rechnung in diesem Jahr bezahlt werden kann. Der steuerliche Abzug ist nur 

im Zahlungsjahr möglich.  

 

Kinderbetreuungskosten: Höchstbeträge ausschöpfen 
Kosten für Kinderbetreuung können unter bestimmten Voraussetzungen in Höhe von 2/3 der Kosten, 
maximal 4.000 € je Kind, steuerlich geltend gemacht werden. Die Steuerermäßigung wird gewährt, 

wenn das zu betreuende Kind zwischen 0 und 14 Jahren alt ist. Zu den Kinderbetreuungskosten gehö-

ren insbesondere die Kosten für: 

• einen Kindergarten-, Krippen- oder Hortplatz,  

• für Tagesmütter oder Ganztagespflegestellen, 

• eine Aufsichtsperson bei der Erledigung der Schulaufgaben oder  

• die Beschäftigung einer Haushaltshilfe, soweit sie auf die Kinderbetreuung entfällt.  

Nicht zu den Kinderbetreuungskosten gehören generell Aufwendungen für Unterricht (z.B. Nachhil-

fe- oder Fremdsprachenunterricht), die Vermittlung besonderer Fähigkeiten (z.B. Musikunterricht) 

sowie für sportliche und andere Freizeitbetätigungen. Verpflegungsaufwendungen bleiben ebenfalls 

unberücksichtigt.  

Kinderbetreuungskosten können nur dann abgezogen werden, wenn sie auf das Konto des Leistungs-

erbringers gezahlt werden und es eine Rechnung gibt. Rechnung und Überweisungsbeleg müssen 

dem Finanzamt nicht automatisch mit der Steuererklärung eingereicht werden, sollten allerdings für 

eventuelle Rückfragen des Finanzamts bereitgehalten werden.   

Hinweis: 
Überprüfen Sie, ob der Höchstbetrag von 4.000 € pro Kind bereits überschritten wurde. Soweit mög-

lich, können die Höchstbeträge durch verzögerte oder vorgezogene Zahlung im Jahr 2014 bzw. 2015 

optimal genutzt werden. Wir beraten Sie dazu gerne! 

 
Kindergeld: Erwerbstätigkeit im Auge behalten 
Nach Abschluss einer Berufsausbildung oder eines Studiums wird Kindergeld nur noch gewährt, wenn 

das Kind keiner schädlichen Erwerbstätigkeit nachgeht. Schädlich ist eine Erwerbstätigkeit dann, 

wenn sie die überwiegende Zeit des Kindes in Anspruch nimmt. Davon geht man aus, wenn die Er-

werbstätigkeit mehr als 20 Stunden in der Woche beträgt. Davon ausgenommen sind Berufsausbil-
dungsverhältnisse sowie geringfügige und kurzfristige Beschäftigungen.  

Hinweis: 
Viele Kinder gehen in der Ferienzeit bzw. in der vorlesungsfreien Zeit einem Ferienjob nach. Die zeit-

liche Begrenzung der Arbeitszeit auf 20 Wochenstunden muss beachtet werden, wenn sie bereits ei-

ne abgeschlossene Berufsausbildung oder ein abgeschlossenes Studium haben. Damit das Kindergeld 
nicht anteilig verloren geht, darf in höchstens zwei Monaten im Jahr die 20 Stunden-Grenze über-

schritten werden. Allerdings muss dann darauf geachtet werden, dass diese Grenze im Jahresdurch-

schnitt wieder eingehalten wird. In den anderen Monaten des Jahres muss daher die Erwerbstätig-

keit zeitlich eingeschränkt oder ganz darauf verzichtet werden.  

 
Gesundheitsvorsorge / besondere Belastungen 
Außergewöhnliche Belastungen können steuerlich abgezogen werden. Das betrifft vor allem Krank-

heits- und Kurkosten, Unfallkosten, Kosten für Ehescheidung oder auch in Sterbefällen, soweit die 

Kosten das Erbvermögen übersteigen. Der Abzug ist aber nur dann möglich, wenn die außergewöhn-

lichen Belastungen einen bestimmten Betrag - die sog. zumutbare Belastung - übersteigen. Wie hoch 

die zumutbare Belastung ist, hängt davon ab, wie hoch die Einkünfte des Steuerpflichtigen sind, von 

seinem Familienstand und ob er Kinder hat.  
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Zumutbare Belastung 

Gesamtbetrag der Einkünfte in € bis 15.340 bis 51.130 über 51.130 

1. bei Steuerpflichtigen, die keine Kinder haben 

und bei denen die Steuer nach der Grundtabel-

le ermittelt wird 

5 % 6 % 7 % 

2. bei Steuerpflichtigen, die keine Kinder haben 

und bei denen die Steuer nach der Splittingta-

belle ermittelt wird 

4 % 5 % 6 % 

3. bei Steuerpflichtigen mit 1 oder 2 Kindern 2 % 3 % 4 % 

4. bei Steuerpflichtigen mit 3 oder mehr Kindern 1 % 1 % 2 % 
 

Hinweis: 
Die Belastungsgrenze führt in vielen Fällen dazu, dass sich unterm Strich - trotz erheblicher Kosten - 

nur eine geringe Steuerersparnis ergibt. Soweit möglich, sollten daher Ausgaben für außergewöhnli-

che Belastungen in einem Jahr kumuliert werden. Für den Abzug ist es entscheidend, in welchem Jahr 

die Zahlung geleistet wurde. So können bspw. die Kosten für eine neue Brille oder von Kontaktlinsen 

mit denen für Zahnersatz auf ein Jahr konzentriert werden. Aber auch die Belege für die Zahlung der 

Praxisgebühr oder andere Zuzahlungsquittungen, wie etwa Medikamentenzuzahlungen, sollten ge-

sammelt werden.  

 

Änderungen bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer 
Anfang Juni hat das Bundesfinanzministerium einen ersten Entwurf zur Änderung des Erb-schaft- und 

Schenkungsteuergesetzes vorgelegt. Dieser sieht vor allem für größere Unternehmen deutliche Ver-

schärfungen vor. Das neue Gesetz soll am Tag nach der Gesetzesverkündung in Kraft treten. Daher ist 

für betroffene Steuerpflichtige Handeln angesagt.  
Die einzelnen geplanten Änderungen können Sie unserer Ausgabe 7-8/2015 entnehmen.  

Hinweis: 
Planen Sie die Übergabe Ihres Betriebes an die nachfolgende Generation, so sprechen Sie uns jetzt 

an, wir beraten Sie hier gerne! 
. 

 

4. Nachträgliche Schuldzinsen bei Vermietungseinkünften 

In 2014 hat sich der BFH in drei Urteilen zur Frage der Abziehbarkeit von Schuldzinsen als nachträgli-

che Werbungskosten und zur Abziehbarkeit von Vorfälligkeitsentschädigungen bei den Einkünften 

aus Vermietung und Verpachtung geäußert.  

Dabei stellte er fest, dass ein Abzug von Schuldzinsen als nachträgliche Werbungskosten grundsätz-

lich möglich ist, unabhängig davon, ob die Veräußerung des Mietobjektes innerhalb des zehnjährigen 

Spekulationszeitraums zu einem steuerbaren privaten Veräußerungsgeschäft führt oder die Veräuße-

rung außerhalb der Spekulationsfrist erfolgt.  

Die Abziehbarkeit der Schuldzinsen knüpfte der BFH jedoch an die Voraussetzung, dass der Verkaufs-

erlös aus der Immobilie nicht ausreicht, um die Darlehensverbindlichkeiten zu tilgen und daran, dass 
die Einkünfteerzielungsabsicht nicht bereits vor der Veräußerung des Mietobjektes wegfallen ist. 

Bei Vorfälligkeitsentschädigungen, die im Zusammenhang mit der Veräußerung einer Immobilie ge-

leistet werden, lehnt der BFH einen Werbungskostenabzug bei den Vermietungseinkünften grund-

sätzlich ab. 

Die Finanzverwaltung hat nun ein Schreiben zur Anwendung dieser Rechtsprechung veröffentlicht, in 

dem sie die Anwendung der BFH-Urteile erläutert. 

 

Schuldzinsen nach der Veräußerung eines Mietobjektes 
Schuldzinsen, die auf Verbindlichkeiten entfallen, die der Finanzierung von Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten einer vermieteten Immobilie dienten, können nach deren Veräußerung weiter als 
nachträgliche Werbungskosten abgezogen werden, wenn und soweit die Verbindlichkeiten nicht 
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durch den Veräußerungserlös hätten getilgt werden können. Dieser Grundsatz des Vorrangs der 

Schuldentilgung gilt jedoch so lange nicht, als der Schuldentilgung Auszahlungshindernisse hinsicht-

lich des Veräußerungserlöses oder Rückzahlungshindernisse entgegenstehen.  

Voraussetzung ist, dass die Absicht, (weitere) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung zu erzielen, 

nicht bereits vor der Veräußerung der Immobilie aus anderen Gründen weggefallen ist.      

Hinweis: 
Hinsichtlich der Frage, ob die Einkünfteerzielungsabsicht bereits vor der Veräußerung der Immobilie 

weggefallen ist, kann man sich regelmäßig auf Streit mit dem Finanzamt einstellen. Hier dürfte das 

Finanzamt argumentieren, dass bereits die Verkaufsabsicht, z.B. die Aufnahme der Suche nach einem 

Verkäufer, den Wegfall der Einkünfteerzielungsabsicht begründet. Der Steuerpflichtige wird glaub-

haft darlegen müssen, dass er eine weitere Vermietung der Immobilie grundsätzlich geplant und die 

Bemühung hierzu stets Vorrang vor einem Verkauf hatte. Bei einer Veräußerung einer Immobilie mit 

laufenden Mietverträgen dürfte es daher schwierig sein, die Anerkennung nachträglicher Schuldzin-

sen durchzusetzen; dass der Verkauf aus einer Zwangslage heraus erfolgte, könnte ein Erfolg ver-

sprechendes Argument sein.  

Bestehen im Zusammenhang mit dem veräußerten Mietobjekt mehrere Darlehensverbindlichkeiten, 

ist laut Aussage der Finanzverwaltung entscheidend, dass die Darlehen nach Maßgabe der konkreten 

Vertragssituationen marktüblich und wirtschaftlich unter Berücksichtigung der Zinskonditionen abge-

löst werden.  

Hinweis: 
Das bedeutet, dass die Finanzverwaltung grundsätzlich davon ausgeht, dass der Steuerpflichtige die 

höherverzinsten Darlehen bevorzugt tilgt, sodass vorrangig nur die Zinsen der niedriger verzinsten 

Darlehen zum Abzug zugelassen werden, wenn nicht andere wirtschaftliche Gründe, wie z.B. die Ver-

tragslaufzeit, eine andere Tilgungsreihenfolge rechtfertigen. 

 

Schuldzinsen auf sofort abziehbare Werbungskosten (Erhaltungsaufwendungen) 
Auch bei Schuldzinsen auf Darlehen, die der Finanzierung von Erhaltungsaufwendungen gedient ha-

ben, die sofort als Werbungskosten abzugsfähig waren, lässt die Verwaltung nur dann noch einen 

Abzug als nachträgliche Werbungskosten zu, wenn der Verkaufserlös der Immobilie nicht ausreicht, 

um die Darlehen zu tilgen. Bisher war dies unabhängig vom Grundsatz des Vorrangs der Schuldentil-
gung möglich. Dies gilt nur noch, wenn das obligatorische Veräußerungsgeschäft der Immobilie vor 

dem 1. Januar 2014 abgeschlossen wurde. 

 

Im Zuge der Veräußerung gezahlte Vorfälligkeitsentschädigungen  
Vorfälligkeitsentschädigungen stehen im Veranlassungszusammenhang mit der Veräußerung einer 

Immobilie und können nicht als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpach-

tung abgezogen werden. 

Die Verwaltung weist hier explizit darauf hin, dass der BFH an seiner früheren Rechtsauffassung, wo-

nach Vorfälligkeitsentschädigungen ausnahmsweise als Geldbeschaffungskosten einer neuen Immo-

bilie bei dieser als Werbungskosten abgezogen werden können, nicht mehr festhält. Ein Abzug der 
Vorfälligkeitsentschädigung als Finanzierungskosten einer neuen Immobilie ist nur noch für vor dem 

27. Juli 2015 abgeschlossene Kaufverträge möglich.  

Hinweis: 
Vorfälligkeitsentschädigungen können zukünftig nur noch im Rahmen eines steuerbaren privaten 
Veräußerungsgeschäftes als Veräußerungskosten berücksichtigt werden.  

Vorfälligkeitsentschädigungen, die nicht im Zusammenhang mit der Veräußerung einer Immobilie ge-

zahlt werden, sondern z.B. der Umfinanzierung im Rahmen einer laufenden Vermietungstätigkeit 

dienen, können jedoch als Werbungskosten berücksichtigt werden. 
Quelle: BMF-Schreiben vom 27. Juli 2015, IV C 1 S 2211/11/10001, BStBl. 2015 I S. 581  

 

 
 

 


